
 

 

Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung 

Vorlagennummer: STV/0833/2017 
Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
Datum: 23.10.2017 

 
Amt: Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Aktenzeichen/Telefon:  
Verfasser/-in: Dr. Klaus Dieter Greilich, FDP-Fraktion 
 
 
Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 
Magistrat  Zur Kenntnisnahme 
Haupt-, Finanz-, Wirtschafts-, Rechts- und 
Europaausschuss 

 Beratung 

Stadtverordnetenversammlung  Entscheidung 
 
 
Betreff: 
Hearing zu Gießens Städtepartnerschaften 
- Antrag der FDP-Fraktion vom 20.10.2017 - 
 
 
Antrag: 
„Der Magistrat wird gebeten:   

1. z.B. im Rahmen einer Sitzung des HFWRE – Ausschusses ein Hearing mit den 
Gießener Städtepartnerschaftsvereine über deren zukünftigen Bedarfe durchzuführen 

2. Im Anschluss an dieses Hearing eine Satzung zur Regelung der Verteilung der HH – 
Mittel für die Förderung der Städtepartnerschaften zu erarbeiten und der 
Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen.“ 

 
 
Begründung: 
Die Universitätsstadt Gießen unterhält teilweise seit vielen Jahren Städtepartnerschaften 
mit zahlreichen Kommunen in Europa und Übersee, die z.B. durch sportlichen und 
kulturellen Austausch vor allem das Verständnis zwischen den Völkern durch Maßnahmen 
auf lokaler Ebene fördern sollen. 
 
Die Partnerschaftsvereine stellen das wesentliche Bindeglied zwischen den Partnerstädten 
dar, um die Städtepartnerschaften auch mit Leben zu erfüllen. 
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Um in Zukunft die Städtepartnerschaften sinnvoll fördern zu können, sollen in einem 
ersten Schritt zunächst die zukünftigen Bedarfe der Partnerschaftsvereine eruiert werden. 
 
In einem zweiten Schritt soll über eine Satzung geregelt werden, wie die HH – Mittel 
entsprechend den Bedarfen und im Sinne der Gleichbehandlung an die verschiedenen 
Partnerschaftsvereine oder auch davon unabhängige  dritte förderungswürdige Vereine 
vergeben werden können. 
 
Letztendlich obliegt es auch der Stadtverordnetenversammlung darüber nachzudenken, in 
welchem Rahmen die HH – Mittel zur Förderung der Städtepartnerschaft angepasst 
werden sollen.   
 
 
Dr. Klaus Dieter Greilich 
Fraktionsvorsitzender 
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